
EINLADUNG

Ordentliche 
Hauptversammlung



FinTech Group AG  Ordentliche Hauptversammlung 2018 32

Einladung

FinTech Group AG, Frankfurt am Main
WKN:  FTG111
ISIN:  DE000FTG1111

Wir laden hiermit unsere Aktionäre  
zu der am Dienstag, dem

7. August 2018 um 11:00 Uhr

im 

Hotel Sofitel Frankfurt Opera 
Opernplatz 16 
60313 Frankfurt am Main

stattfindenden  
ordentlichen Hauptversammlung ein.



FinTech Group AG  Ordentliche Hauptversammlung 2018 54

Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts für das Geschäftsjahr 2017, des gebilligten Konzernab-
schlusses und des Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 
2017 sowie des Berichts des Aufsichtsrats über das Geschäfts-
jahr 2017

Entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen ist zu diesem Ta-
gesordnungspunkt kein Beschluss zu fassen, da der Aufsichtsrat 
den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernab-
schluss bereits gebilligt und den Jahresabschluss damit festge-
stellt hat.

Die unter diesem Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen 
sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.fin-
techgroup.com/de unter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt 
„Hauptversammlungen“ und in den Geschäftsräumen der Gesell-
schaft im Rotfeder-Ring 7, 60327 Frankfurt am Main, zugänglich. 
Sie werden den Aktionären auf Anfrage auch zugesandt. Ferner 
werden die Unterlagen in der Hauptversammlung zur Einsicht aus-
gelegt.

2.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2017

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2017 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für das Geschäfts-
jahr 2017 Entlastung zu erteilen.

3.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2017

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2017 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2017 Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und Kon-
zernabschlussprüfers sowie des Prüfers für eine etwaige prüferi-
sche Durchsicht unterjähriger Finanzberichte

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die BDO AG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Hamburg, zum Abschlussprüfer und Konzernab-

schlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 sowie zum Prüfer für 
eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzberichte 
im Geschäftsjahr 2018 und 2019 bis zur nächsten ordentlichen 
Hauptversammlung zu wählen.

5. Beschlussfassung über die Aufhebung des vorhandenen Geneh-
migten Kapitals 2016 und die Schaffung eines neuen Genehmig-
ten Kapitals 2018, teilweise mit der Möglichkeit zum Ausschluss 
des Bezugsrechts, sowie über die Änderung der Satzung

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. 3 ein genehmig-
tes Kapital (Genehmigtes Kapital 2016), das den Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, bis zum 26. Juli 2021 das 
Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu 
insgesamt EUR 2.807.323,00 durch ein- oder mehrmalige Ausga-
be von insgesamt bis zu 2.807.323 neuen, auf den Namen lauten-
den Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen.

Aufgrund der im Dezember 2017 durchgeführten Kapitaler höhung 
und um es der Gesellschaft zu ermöglichen, auch weiterhin flexi-
bel auf sich bietende Gelegenheiten auf den Märkten  reagieren 
zu können, soll das vorhandene Genehmigte Kapital 2016 aufge-
hoben und ein neues genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 
2018) geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüs-
se zu fassen:

a) Das Genehmigte Kapital 2016 in § 4 Abs. 3 der Satzung wird, 
soweit im Zeitpunkt der Aufhebung noch nicht ausgenutzt, mit 
Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend 
bestimmten neuen Genehmigten Kapitals 2018 in das Han-
delsregister aufgehoben. 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 6. August 2023 das Grundkapital der Ge-
sellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 
3.857.323,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insge-
samt bis zu 3.857.323 neuen, auf den Namen lautenden Stück-
aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2018). 
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Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewäh-
ren. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden 
Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:

∙ zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

∙ wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und 
der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausge-
schlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 
Grundkapitals 10 % des sowohl zum Zeitpunkt dieser Be-
schlussfassung als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der 
 neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt 
und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits in den Handel einbezogenen Aktien gleicher 
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des 
endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht we-
sentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG unterschreitet; bei der Berechnung der 10 %-Gren-
ze ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der 
auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem 
 7. August 2018 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss 
gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben oder veräußert worden sind. Im Sinne dieser Ermäch-
tigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der  neuen 
Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger 
Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem 
oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum 
Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten 
zu zahlen ist;

∙ bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 
zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Un-
ternehmen;

∙ soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern 
der von der Gesellschaft ausgegebenen Schuldverschreibun-
gen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, 

wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungs-
rechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungs-
pflicht zustünde.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung von 
Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2018 fest-
zulegen. 

Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen 
Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder 
nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 
7 KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernom-
men werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2018 oder nach 
Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2018 anzupas-
sen.

c) § 4 Abs. 3 der Satzung wird insgesamt wie folgt neu gefasst: 

„(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 6. August 2023 das Grundkapital der Gesellschaft 
einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 3.857.323,00 
durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 
3.857.323 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2018).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden Fällen 
ganz oder teilweise auszuschließen:

∙	 zum	Ausgleich	von	Spitzenbeträgen;

∙	 wenn	die	Kapitalerhöhung	gegen	Bareinlagen	erfolgt	und	der	
auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen 
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wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapi-
tals 10 % des sowohl zum Zeitpunkt dieser Beschlussfassung 
als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhan-
denen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag 
der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits in den Handel 
einbezogenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum 
Zeitpunkt der Festlegung des endgültigen Ausgabebetrags 
durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 
1	und	2,	186	Abs.	3	Satz	4	AktG	unterschreitet;	bei	der	Berech-
nung der 10 %-Grenze ist der anteilige Betrag am Grundka-
pital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien 
entfällt, die seit dem 7. August 2018 unter vereinfachtem Be-
zugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Im Sinne 
dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme 
der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleich-
zeitiger	Verpflichtung	des	Emissionsmittlers,	die	neuen	Aktien	
einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Drit-
ten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den 
	Dritten	zu	zahlen	ist;

∙	 bei	Kapitalerhöhungen	gegen	Sacheinlagen,	insbesondere	zur	
Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unterneh-
men,	Unternehmensteilen	oder	Beteiligungen	an	Unternehmen;

∙	 soweit	dies	erforderlich	 ist,	um	den	 Inhabern	bzw.	Gläubigern	
der von der Gesellschaft ausgegebenen Schuldverschreibungen 
mit	Options-	oder	Wandlungsrechten	bzw.	-pflichten	ein	Bezugs-
recht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 
nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach 
Erfüllung	einer	Options-	bzw.	Wandlungspflicht	zustünde.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapi-
talerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2018 festzulegen.

Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Ak-
tien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder nach  
§53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tä-
tigen	Unternehmen	mit	der	Verpflichtung	übernommen	werden	

sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Aufsichts-
rat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger 
oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 
aus dem Genehmigten Kapital 2018 oder nach Ablauf der Er-
mächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitaler-
höhung aus dem Genehmigten Kapital 2018 anzupassen.“

d) Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. a) beschlosse-
ne Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2016 
gemeinsam mit der unter lit. b) beschlossenen Schaffung des 
neuen Genehmigten Kapitals 2018 und der unter lit. c) be-
schlossenen Satzungsänderung zur Eintragung in das Handels-
register anzumelden. Die Anmeldung hat so zu erfolgen, dass 
zunächst die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2016 ins 
Handelsregister eingetragen werden soll und im unmittelba-
ren Anschluss daran die beschlossene Schaffung des neuen 
Genehmigten Kapitals 2018 mit der beschlossenen Satzungs-
änderung eingetragen werden soll.

6.  Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Beding-
ten Kapitals 2013 sowie über die Änderung der Satzung

Die Aktionäre der Gesellschaft haben in der ordentlichen Haupt-
versammlung am 27. Juni 2013 eine Ermächtigung zur Ausgabe 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder 
Genussrechten beschlossen und zu deren Bedienung das Beding-
te Kapital 2013 (§ 4 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft) in Höhe 
von EUR 5.425.000,00 geschaffen. Die Ermächtigung vom 27. Juni 
2013 wurde bislang nicht genutzt und lief am 26. Juni 2018 aus. 
Vorstand und Aufsichtsrat halten es vor diesem Hintergrund für 
zweckmäßig, das ausgelaufene Bedingte Kapital 2013 aufzuheben 
und die Satzung der Gesellschaft entsprechend durch Streichung 
von § 4 Abs. 5 der Satzung abzuändern.

In Ausübung der Ermächtigung in § 13 Abs. 5 der Satzung in Ver-
bindung mit § 179 Abs. 1 S. 2 AktG hat der Aufsichtsrat bereits eine 
Anpassung der Fassung der Satzung beschlossen, um die durch 
Zeitablauf gegenstandslos gewordene Regelung aus der Satzung 
zu streichen.
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Sollte die vom Aufsichtsrat beschlossene Streichung von § 4 Abs. 
5 der Satzung vor dem 7. August 2018 im Handelsregister der Ge-
sellschaft eingetragen sein, ist die Beschlussfassung der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft über die Aufhebung des bestehenden 
Bedingten Kapitals 2013 sowie über die Änderung der Satzung 
nicht mehr erforderlich und es besteht die Möglichkeit, sogleich 
über eine Aufstockung eines bestehenden und die Neuschaffung 
eines neuen bedingten Kapitals, wie in TOP 7 und 8 vorgeschlagen, 
zu beschließen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüsse 
zu fassen:

a) Das von der Hauptversammlung am 27. Juni 2013 beschlossene 
und gegenstandslos gewordene Bedingte Kapital 2013 gemäß  
§ 4 Abs. 5 der Satzung in Höhe von EUR 5.425.000,00 wird auf-
gehoben.

b) § 4 Abs. 5 der Satzung wird ersatzlos gestrichen. Die dem § 4 
Abs. 5 der Satzung nachfolgenden Absätze des § 4 werden in 
ihrer Nummerierung entsprechend angepasst.

7.  Beschlussfassung über die Änderung der von der Hauptversamm-
lung am 4. Dezember 2017 beschlossenen Ermächtigung zur Aus-
gabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und 
zum Ausschluss des Bezugsrechts, die Anpassung des Bedingten 
Kapitals 2017 und die entsprechende Änderung der Satzung

Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat am 4. Dezember 
2017 den Vorstand durch Beschluss unter Tagesordnungspunkt 3 
ermächtigt, bis zum 3. Dezember 2022 mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den 
Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
(zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbe-
schränkung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 40.000.000,00 zu 
begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschrei-
bungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit Wandlungs-
pflicht) für auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft 
mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis 
zu EUR 1.300.000,00 nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Op-
tionsanleihebedingungen zu gewähren (die „Ermächtigung 2017“).

Die Ermächtigung 2017 wurde bislang nicht ausgenutzt. Ebenso 
wurde die von der ordentlichen Hauptversammlung am 27. Juni 
2013 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten 
bislang nicht genutzt. Letztere lief am 26. Juni 2018 aus. Da im 
vergangenen Jahr noch kein Spielraum für eine betragsmäßig 
sinnvolle höhere Ermächtigung bestand, soll nunmehr die Er-
mächtigung 2017 und das zugehörige Bedingte Kapital 2017 auf-
gestockt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüs-
se zu fassen:

a) Änderung der von der Hauptversammlung am 4. Dezember 
2017 beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen und zum Ausschluss 
des Bezugsrechts

Die von der Hauptversammlung am 4. Dezember 2017 unter 
Tagesordnungspunkt 3 beschlossene Ermächtigung zur Ausga-
be von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und 
zum Ausschluss des Bezugsrechts (die „Ermächtigung 2017“) 
wird wie folgt abgeändert:

Satz 1 der Ziffer (1) der Ermächtigung 2017 (Allgemeines) wird 
wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 3. Dezember 2022 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals 
auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen „Schuldver-
schreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im Ge-
samtnennbetrag von bis zu EUR 175.000.000,00 zu begeben 
und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen 
Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) 
für auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft mit 
einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis 
zu EUR 3.500.000,00 nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. 
Optionsanleihebedingungen zu gewähren.“
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b) Anpassung des Bedingten Kapitals 2017

Die von der Hauptversammlung am 4. Dezember 2017 unter 
Tagesordnungspunkt 3 beschlossene bedingte Kapitaler-
höhung (Bedingtes Kapital 2017) wird wie folgt neu gefasst:

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 
EUR 3.500.000,00 durch Ausgabe von bis zu 3.500.000  neuen, 
auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen 
Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Be-
dingtes Kapital 2017). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
der Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die gemäß 
des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom  
4. Dezember 2017 unter Tagesordnungspunkt 3 in der Fassung 
nach der Änderung durch Hauptversammlungsbeschluss zu 
Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung vom 7. August 
2018 ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung ist 
nur insoweit durchzuführen, wie von Wandlungs- bzw. Op-
tionsrechten Gebrauch gemacht wird oder Wandlungspflich-
ten aus solchen Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen erfüllt werden und soweit nicht eigene Aktien zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien 
erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden Ermächtigung 
jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrech-
ten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten ausgegeben 
werden, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

c) Änderung von § 4 Abs. 7 der Satzung (in der Fassung nach der 
Streichung des Bedingten Kapitals 2013)

§ 4 Abs. 7 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„(7) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 
3.500.000,00 durch Ausgabe von bis zu 3.500.000 neuen, auf 
den Namen lautende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag 

des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2017). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie

(i) die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungsrechten oder 
Optionsscheinen, die gemäß den von der Gesellschaft oder 
von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden Konzern-
unternehmen aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 
Hauptversammlung vom 4. Dezember 2017 in der Fassung 
nach der Änderung durch Hauptversammlungsbeschluss zu 
Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung vom 7. Au-
gust 2018 bis zum 3. Dezember 2022 ausgegebenen Wan-
del- und/oder Optionsschuldverschreibungen bestehen bzw. 
diesen beigefügt sind, von ihren Wandlungs- bzw. Options-
rechten Gebrauch machen oder

(ii)	die	 zur	 Wandlung	 verpflichteten	 Inhaber	 bzw.	 Gläubiger	
der von der Gesellschaft oder von unter der Leitung der Ge-
sellschaft stehenden Konzernunternehmen aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom  
4. Dezember 2017 in der Fassung nach der Änderung durch 
Hauptversammlungsbeschluss zu Tagesordnungspunkt 7 der 
Hauptversammlung vom 7. August 2018 bis zum 3. Dezem-
ber 2022 ausgegebenen Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen	ihre	Pflicht	zur	Wandlung	erfüllen,

in den Fällen (i) und (ii) jeweils soweit nicht eigene Aktien zur 
Bedienung eingesetzt werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 
vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu 
bestimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch 
die Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch 
die	Erfüllung	von	Wandlungspflichten	ausgegeben	werden,	am	
Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2017 anzupassen.“
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8.  Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsanleihen, Genussrechten und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugs-
rechts, über die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals (Be-
dingtes Kapital 2018/II) sowie über die Änderung der Satzung

Die von der ordentlichen Hauptversammlung am 27. Juni 2013 
beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten wur-
de bislang nicht genutzt und lief am 26. Juni 2018 aus. Daher 
soll neben der Aufstockung der Ermächtigung vom 4. Dezember 
2017eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 
Optionsanleihen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) erteilt, 
sowie ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2018/II) 
geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Beschlüs-
se zu fassen:

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-
anleihen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschrei-
bungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) und zum 
Ausschluss des Bezugsrechts

(1) Ermächtigung, Nennbetrag, Aktienzahl

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 6. August 2023 einmalig oder mehr-
mals, auch gleichzeitig in verschiedenen Serien, auf den 
Inhaber oder auf den Namen lautende nachrangige oder 
nicht nachrangige Wandel- und/oder Optionsanleihen, Ge-
nussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) (nachfolgend zusam-
men Schuldverschreibungen) im Gesamtnennbetrag von 
bis zu EUR 180.000.000,00 auszugeben und den Inhabern 
oder Gläubigern der Schuldverschreibungen (nachfol-
gend zusammen Inhaber) Wandlungs- bzw. Optionsrechte 
auf insgesamt bis zu 3.600.000 auf den Namen lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag 

des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 3.600.000,00 
nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldver-
schreibungen (nachfolgend Emissionsbedingungen) zu 
gewähren. Die Ausgabe der Schuldverschreibungen kann 
gegen Geld- und/oder Sachleistung erfolgen.

Die Emissionsbedingungen können auch eine Options- 
bzw. Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu ei-
nem früheren Zeitpunkt oder einem bestimmten Ereignis 
vorsehen.

(2) Bezugsrecht, Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf 
die Schuldverschreibungen zu. Das Bezugsrecht kann 
auch in der Weise eingeräumt werden, dass die Schuldver-
schreibungen von einem oder mehreren durch den Vor-
stand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im 
Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug an-
zubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen

∙ soweit die Schuldverschreibungen, die mit Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten ausgestattet sind, gegen Geldzahlung ausge-
geben werden und der Vorstand nach pflichtgemäßer 
Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabe-
preis der Schuldverschreibungen ihren nach anerkann-
ten, insbesondere finanzmathematischen Methoden 
ermittelten hypothetischen Marktwert nicht wesentlich 
unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts gilt für Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Op-
tionspflichten auf Aktien mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals, der insgesamt 10 % des Grundka-
pitals der Gesellschaft nicht übersteigen darf, und zwar 
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weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung noch – falls dieser Betrag niedriger ist – zum 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese 
Begrenzung ist das Grundkapital anzurechnen, das auf 
Aktien entfällt, die während der Laufzeit bis zum Zeit-
punkt der jeweiligen Ausübung dieser Ermächtigung un-
ter vereinfachtem Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert werden;

∙ soweit die Schuldverschreibungen gegen Sachleistung 
ausgegeben werden, insbesondere um die Schuldver-
schreibungen Dritten im Rahmen von Unternehmens-
zusammenschlüssen oder zum Zweck des (auch mittel-
baren) Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermö-
gensgegenständen oder von Ansprüchen auf den Erwerb 
von Vermögensgegenständen oder von Forderungen ge-
gen die Gesellschaft anbieten zu können;

∙ soweit es erforderlich ist, um den Inhabern oder Gläubi-
gern von bereits zuvor ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen bzw. Optionsscheinen, die von der Gesellschaft 
ausgegeben sind, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu 
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- 
oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- 
oder Optionspflicht zustehen würde;

∙ um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschrei-
bungen ohne Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflicht ausgegeben werden, wird der 
Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, 
wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschrei-
bungen obligationsähnlich ausgestaltet sind, d. h. keine 
Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, 
keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und 
die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe 

des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Divi-
dende berechnet wird. Außerdem müssen in diesem Fall 
die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte 
oder Gewinnschuldverschreibungen nach pflichtgemäßer 
Prüfung des Vorstands den zum Zeitpunkt der Ausgabe ak-
tuellen Marktkonditionen entsprechen.

(3) Wandel- und Optionsschuldverschreibungen

Die Schuldverschreibungen werden in Teilschuldverschrei-
bungen eingeteilt.

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Op-
tionsrecht und/oder Optionspflicht werden jeder Teil-
schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine 
beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der 
Emissionsbedingungen zum Bezug von auf den Namen 
lautenden Stückaktien der FinTech Group AG berechtigen 
bzw. verpflichten. Die Emissionsbedingungen können vor-
sehen, dass der Optionspreis auch durch Übertragung von 
Teilschuldverschreibungen (Inzahlungnahme) und gegebe-
nenfalls eine Zuzahlung erfüllt werden kann. Soweit sich 
Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, 
dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Emissionsbe-
dingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug 
ganzer Aktien aufaddiert werden können.

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungsrecht und/oder Wandlungspflicht erhalten die 
Inhaber das Recht bzw. übernehmen die Pflicht, ihre Teil-
schuldverschreibungen gemäß den Emissionsbedingungen 
in auf den Namen lautende Stückaktien der FinTech Group 
AG umzutauschen.

Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division  
des Nennbetrags bzw. – wenn der Ausgabepreis unter dem 
Nennbetrag liegt – des Ausgabepreises der Teilschuld-
verschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis 
für eine Aktie der Gesellschaft und kann auf eine volle  
Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner können eine  
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Zuzahlung und die Zusammenlegung oder ein Ausgleich 
für nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. In 
den Emissionsbedingungen kann außerdem bestimmt wer-
den, dass das Wandlungsverhältnis variabel und der Wand-
lungspreis anhand künftiger Börsenkurse innerhalb einer 
bestimmten Bandbreite zu ermitteln ist.

(4) Gewährung neuer oder bestehender Aktien, Geldzahlung, 
Ersetzungsbefugnis

Die Emissionsbedingungen können das Recht der Gesell-
schaft vorsehen, im Falle der Wandlung bzw. Optionsaus-
übung nicht neue Aktien zu gewähren, sondern den Gegen-
wert in Geld zu zahlen. Die Emissionsbedingungen können 
auch vorsehen, dass die Schuldverschreibungen nach Wahl 
der Gesellschaft statt in neuen Aktien aus bedingtem Ka-
pital in bereits existierende Aktien der Gesellschaft oder 
in Aktien einer börsennotierten anderen Gesellschaft ge-
wandelt werden können bzw. ein Optionsrecht und/oder 
eine Optionspflicht durch Lieferung solcher Aktien erfüllt 
werden kann.

Die Emissionsbedingungen können das Recht der Gesell-
schaft vorsehen, bei Fälligkeit der Schuldverschreibungen, 
die mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- 
oder Optionspflichten verbunden sind, den Inhabern ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetra-
ges Stückaktien der Gesellschaft oder einer anderen bör-
sennotierten Gesellschaft zu gewähren.

(5) Wandlungs- und Optionspreis

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen, die Wand-
lungs- oder Optionsrechte gewähren, muss der jeweils 
festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine 
Aktie – mit Ausnahme der Fälle in denen eine Wandlungs- 
oder Optionspflicht vorgesehen ist – mindestens 80 % des 
volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurses der 
Aktien der FinTech Group AG im Xetra-Handel der Frankfur-
ter Wertpapierbörse (oder in einem entsprechenden Nach-

folgesystem) an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor 
der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der 
Schuldverschreibungen betragen oder – für den Fall der 
Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 % des 
volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurses der 
Aktien der FinTech Group AG im Xetra-Handel der Frank-
furter Wertpapierbörse (oder in einem entsprechenden 
Nachfolgesystem) während der Bezugsfrist mit Ausnahme 
der Tage der Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der 
Wandlungs- oder Optionspreis gemäß § 186 Abs. 2 AktG 
fristgerecht bekannt gemacht werden kann, betragen. § 9 
Abs. 1 AktG und § 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt.

In den Fällen der Ersetzungsbefugnis und der Wand-
lungs- oder Optionspflicht muss der Wandlungs- oder 
Optionspreis nach näherer Maßgabe der Emissionsbedin-
gungen mindestens entweder den vorstehend genannten 
Mindest¬preis betragen oder dem volumengewichteten 
durchschnittlichen Schlusskurs der Aktien der FinTech 
Group AG im Xetra-Handel der Frankfurter Wertpapier-
börse (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 
während der zehn Börsenhandelstage vor dem Tag der Fäl-
ligkeit oder dem anderen festgelegten Zeitpunkt entspre-
chen, auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb des 
oben genannten Mindestpreises liegt. § 9 Abs. 1 AktG und 
§ 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt.

(6) Verwässerungsschutz, Anpassungsmechanismen

Bei mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- 
oder Optionspflichten verbundenen Schuldverschrei bungen 
kann der Wandlungs- bzw. Optionspreis unbeschadet § 9 
Abs. 1 AktG und § 199 Abs. 2 AktG im Falle der wirtschaft-
lichen Verwässerung der Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten nach näherer Maß-
gabe der Emissionsbedingungen wertwahrend angepasst 
werden, soweit nicht die Anpassung durch Gesetz geregelt 
ist oder Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt wer-
den, ein entsprechender Geldbetrag geleistet wird oder ein 
sonstiger Anpassungsmechanismus vorge sehen ist.



FinTech Group AG  Ordentliche Hauptversammlung 2018 2120

(7) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 
Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesonde-
re Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabepreis, Laufzeit,  
Stückelung, Verwässerungsschutz sowie Wandlungs- bzw. 
Optionszeitraum und eine mögliche Variabilität des Um-
tauschverhältnisses zu bestimmen bzw. im Einvernehmen 
mit den Organen der die Schuldverschreibungen ausge-
benden Konzerngesellschaft der FinTech Group AG im  
Sinne von § 18 AktG festzulegen.

b) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2018/II

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 
EUR 3.600.000,00 durch Ausgabe von bis zu 3.600.000  
neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2018/II). Die bedingte Kapitalerhöhung 
steht in Zusammenhang mit der von der Hauptversammlung 
am 7. August 2018 beschlossenen Ermächtigung, bis zum  
6. August 2023 Wandel- oder Optionsanleihen, Genussrech-
te oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) jeweils mit Wandlungs- oder Optionsrech-
ten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten auszugeben. Die 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den 
Namen lautenden Stückaktien der FinTech Group AG bei Aus-
übung von Wandlungs- oder Optionsrechten, bei Erfüllung von 
Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei Ausübung eines 
Wahlrechts der Gesellschaft, ganz oder teilweise anstelle der 
Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft 
zu gewähren. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem 
nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungs-
beschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder Op-
tionspreis.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, 
wie von Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch gemacht 
wird bzw. zur Wandlung oder Optionsausübung verpflichtete 
Inhaber von Schuldverschreibungen ihre Verpflichtung zur  

Optionsausübung oder Wandlung erfüllen bzw. die Gesell-
schaft ihr Recht wahrnimmt, bei Fälligkeit der Schuldverschrei-
bungen, die mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten verbunden sind, den Inhabern 
der jeweiligen Teilschuldverschreibungen ganz oder teilweise 
anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages Stückaktien 
der Gesellschaft zu gewähren, und soweit nicht andere Er-
füllungsformen eingesetzt werden. Die ausgegebenen neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 
sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann 
der Vorstand abweichend hiervon mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 
Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. der Wandlungs- oder Op-
tionspflicht noch kein Beschluss der Hauptversammlung über 
die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Ge-
winn teilnehmen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der beding-
ten Kapitalerhöhung festzusetzen.

c) Änderung der Satzung

§ 4 der Satzung wird um einen neuen Abs. 8 wie folgt neu  
ergänzt:

„(8) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 
EUR 3.600.000,00 durch Ausgabe von bis zu 3.600.000 neuen, 
auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Beding-
tes Kapital 2018/II). 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 
wie aufgrund von Wandel- oder Optionsanleihen, Genussrech-
ten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) jeweils mit Wandlungs- oder Optionsrech-
ten	 bzw.	 Wandlungs-	 oder	 Optionspflichten,	 die	 aufgrund	 der	
von der Hauptversammlung am 7. August 2018 beschlossenen 
Ermächtigung bis zum 6. August 2023 von der FinTech Group AG 
ausgegeben werden, 
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∙	 von	Wandlungs-	oder	Optionsrechten	Gebrauch	gemacht	wird	
bzw. 

∙	 zur	 Wandlung	 oder	 Optionsausübung	 verpflichtete	 Inhaber	
von	Schuldverschreibungen	 ihre	Verpflichtung	zur	Wandlung	
oder Optionsausübung erfüllen bzw. 

∙	 die	 Gesellschaft	 ihr	 Recht	 wahrnimmt,	 bei	 Fälligkeit	 der	
Schuldverschreibungen den Inhabern der jeweiligen Teil-
schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zah-
lung des fälligen Geldbetrages Stückaktien der Gesellschaft zu 
gewähren, 

und soweit nicht andere Erfüllungsformen eingesetzt werden. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 
vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu 
bestimmenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die ausgegebe-
nen neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, 
in	dem	sie	entstehen,	am	Gewinn	teil;	soweit	rechtlich	zulässig,	
kann der Vorstand abweichend hiervon mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 
Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. der Erfüllung der Wand-
lungs-	 oder	 Optionspflicht	 noch	 kein	 Beschluss	 der	 Hauptver-
sammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 
worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-
sprechend der jeweiligen Ausnutzung des Bedingten Kapitals  
2018/II anzupassen.“

d) Ermächtigung zur Satzungsanpassung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. 8 
der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausgabe der Be-
zugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit in Zusam-
menhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, 
die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Fall der 

Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- 
oder Optionsanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) nach 
Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie im Falle der Nicht-
ausnutzung des Bedingten Kapitals 2018/II nach Ablauf der 
Fristen für die Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. für die Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten.
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Berichte an die Hauptversammlung

Zu Punkt 5 der Tagesordnung: Bericht an die Hauptversammlung 
über die teilweise Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 5. Juli 2017 wurde der 
Vorstand ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft einma-
lig oder mehrfach um bis zu insgesamt EUR 5.598.115,00 durch 
Ausgabe von bis zu 5.598.115 neuen auf den Namen lautenden 
Stückak tien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2017). Der Vorstand wurde dabei ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei 
Kapitalerhöhungen auszuschließen, wenn die Kapitalerhöhung ge-
gen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die das 
Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige 
Betrag des Grundkapitals 10 % des sowohl zum Zeitpunkt dieser 
Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 5. Juli 2017 als auch 
zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grund-
kapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogenen Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des 
endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich 
im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter-
schreitet; bei der Berechnung der 10 %-Grenze war der anteilige 
Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerwor-
bene Aktien entfällt, die seit dem 5. Juli 2017 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Im Sinne dieser Er-
mächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien 
durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des 
Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 
Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Be-
trag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist. Der Vorstand wurde 
ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem geneh-
migten Kapital festzulegen.

Das Genehmigte Kapital 2017 ist mit Eintragung im Handelsregister 
der Gesellschaft vom 12. Juli 2017 wirksam geworden.

Am 13. Dezember 2017 hat der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats vom gleichen Tag beschlossen, das Genehmigte Kapital 
2017 auszunutzen und das Grundkapital der Gesellschaft unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bareinlage von EUR 
16.810.876,00 um EUR 700.000,00 auf EUR 17.510.876,00 durch 
Ausgabe von 700.000 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien 
mit Gewinnbezugsrecht ab 1. Januar 2017 zu erhöhen (die „Kapital-
erhöhung 2017“). Dies entspricht einer Erhöhung des im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens und zugleich im Zeitpunkt der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2017 bestehenden Grundkapitals der Gesell-
schaft um 4,16 % und damit um weniger als 10%.

Die Kapitalerhöhung 2017 ist am 22. Dezember 2017 mit Eintragung 
ihrer Durchführung im Handelsregister der Gesellschaft wirksam ge-
worden. 

Die neuen Aktien aus der Kapitalerhöhung 2017 wurden von der 
Morgan Stanley & Co. International plc übernommen. Die Kapital-
erhöhung 2017 erfolgte zur Unterstreichung der langfristigen stra-
tegischen Kooperation der FinTech Group AG mit internationalen 
Investoren. Die neuen Mittel stärken das Eigenkapital der FinTech 
Group AG und werden hauptsächlich für den Transformations- und 
Wachstumsprozess zum führenden europäischen Anbieter innovati-
ver Technologien im Finanzsektor verwendet.

Die neuen Aktien aus der Kapitalerhöhung 2017 wurden von der Ge-
sellschaft zu einem Ausgabepreis von EUR 25,94 je Aktie ausgege-
ben. Die Gesellschaft hat hierdurch einen Brutto-Emissionserlös (vor 
Kosten der Kapitalerhöhung) von EUR 18.158.000,00 erzielt.

Bei der Preisfestsetzung wurden die Preisvorgaben entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG und der Ermächtigung der Hauptversamm-
lung vom 5. Juli 2017 eingehalten. 

Mit dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Kapital-
erhöhung 2017 hat die Gesellschaft von der im Beschluss der Haupt-
versammlung vom 5. Juli 2017 eingeräumten Ermächtigung des Be-
zugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht.
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Der Bezugsrechtsausschluss erlaubte es der Gesellschaft, die aus 
Sicht der Verwaltung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017 günstige Marktsituation 
für eine solche Kapitalmaßnahme kurzfristig auszunutzen und durch 
marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Emissions erlös 
erzielen zu können. Eine Kapitalerhöhung unter Einräumung eines 
Bezugsrechts an die Aktionäre wäre demgegenüber aufgrund der mit 
dem öffentlichen Angebot verbundenen Verpflichtung zur Veröffent-
lichung eines Wertpapierprospekts nicht nur mit einem erheblich 
höheren Kostenaufwand für die Gesellschaft verbunden gewesen, 
sondern wäre auch nur mit einem sehr großen zeitlichen Vorlauf 
möglich gewesen.

Die bei Einräumung eines Bezugsrechts erforderliche mindestens 
zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) hätte außerdem 
eine kurzfristige Reaktion auf die aktuellen Marktverhältnisse nicht 
zugelassen. Hinzu kommt, dass bei Einräumung eines Bezugsrechts 
der endgültige Bezugspreis spätestens drei Tage vor Ablauf der Be-
zugsfrist bekannt zu geben ist (§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG). Wegen 
des längeren Zeitraums zwischen Preisfestsetzung und Abwicklung 
der Kapitalerhöhung und der Volatilität der Aktienmärkte besteht 
somit ein höheres Markt- und insbesondere Kursänderungsrisiko als 
bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Dies macht bei der Preis-
festsetzung in der Regel einen höheren Sicherheitsabschlag auf den 
aktuellen Börsenkurs erforderlich und führt daher regelmäßig zu we-
niger marktnahen Konditionen als eine bezugsrechtsfreie Ausgabe 
der neuen Aktien.

Durch die Berücksichtigung der entsprechenden Vorgaben des  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für den Bezugsrechtsausschluss im Rah-
men der Kapitalerhöhung 2017, nämlich die Preisfestsetzung nahe 
am ak tuellen Börsenkurs und den auf maximal 10 % des bisheri-
gen Grundkapitals beschränkten Umfang der unter Bezugsrechts-
ausschluss ausgegebenen Aktien, wurden andererseits auch die 
Inte ressen der vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre an-
gemessen gewahrt. Denn mit Blick auf den Börsenhandel hatten 
die Aktionäre hierdurch grundsätzlich die Möglichkeit, ihre relative 
Beteiligung an der Gesellschaft über einen Zukauf über die Börse 
zu vergleichbaren Bedingungen aufrechtzuerhalten. Durch die Aus-
gabe der neuen Aktien nahe am aktuellen Börsenkurs wurde ferner 

sichergestellt, dass mit der Kapitalerhöhung keine nennenswerte 
wirtschaftliche Verwässerung der Aktionäre verbunden war.

Aus den vorstehenden Erwägungen war der im Rahmen der Kapital-
erhöhung 2017 unter Beachtung der Vorgaben des Genehmigten 
Kapitals 2017 vorgenommene Bezugsrechtsauschluss insgesamt 
angemessen und sachlich gerechtfertigt. Weiterhin wurden die In-
teressen der übrigen Aktionäre nicht unangemessen beeinträchtigt. 

Zu Punkt 5 der Tagesordnung: Bericht des Vorstands an die Haupt-
versammlung gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 1, 2 AktG

Der Vorstand hat zu Punkt 5 der Tagesordnung gem. §§ 186 Abs. 4 
Satz 2, 203 Abs. 1, 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe 
für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. Dieser Bericht liegt 
vom Tag der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversamm-
lung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft aus und wird auf 
Verlangen jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt. 
Er ist außerdem im Internet unter https://www.fintechgroup.com/
de unter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversamm-
lungen“ zugänglich und wird der Hauptversammlung ebenfalls zu-
gänglich gemacht. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:

Unter Tagesordnungspunkt 5 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat die 
Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2018 vor.

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. 3 ein genehmig-
tes Kapital (Genehmigtes Kapital 2016), das den Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, bis zum 26. Juli 2021 das 
Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu 
insgesamt EUR 2.807.323,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe 
von insgesamt bis zu 2.807.323 neuen, auf den Namen lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen.

Aufgrund der im Dezember 2017 durchgeführten Kapitalerhöhung und 
um es der Gesellschaft zu ermöglichen, auch weiterhin flexibel auf sich 
bietende Gelegenheiten auf den Märkten reagieren zu können, soll das 
vorhandene Genehmigte Kapital 2016 aufgehoben und ein neues ge-
nehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2018) geschaffen werden. 
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Das neue Genehmigte Kapital 2018 soll den Vorstand auch dazu 
ermächtigen, eine Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital unter 
Ausschluss des Bezugsrechts vorzunehmen, wenn in 2018 bereits 
eine Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital unter Bezugsrechts-
ausschluss stattgefunden hat. 

Die beantragte Ermächtigung für das Genehmigte Kapital 2018 soll 
der Gesellschaft allgemein dazu dienen, sich bei Bedarf zügig und 
flexibel Eigenkapital zu günstigen Konditionen zu beschaffen.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2018 wird den Aktio-
nären grundsätzlich ein Bezugsrecht gewährt. Das Bezugsrecht kann 
jedoch vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in folgen-
den Fällen ausgeschlossen werden:

Das Bezugsrecht kann für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden, 
die nicht gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können. 
Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbe-
trags würden die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und 
die Ausübung des Bezugsrechts insbesondere bei der Kapitalerhö-
hung um runde Beträge erheblich erschwert. Die als freie Spitzen 
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien 
werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der Vorstand 
wird jedoch versuchen, die Entstehung von Spitzenbeträgen bei den 
Bezugsrechten zu vermeiden.

Darüber hinaus ist ein Bezugsrechtsausschluss möglich für einen an-
teiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 10 %, bezogen sowohl 
auf das zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über das Genehmigte 
Kapital 2018 vorhandene Grundkapital als auch auf das zum Zeit-
punkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grundkapital, 
wenn die neuen Aktien zu einem Betrag ausgegeben werden, der 
den Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogen Aktien nicht 
wesentlich unterschreitet, wobei nicht wesentlich eine Unterschrei-
tung des durchschnittlichen Schlusskurses der letzten zehn Börsen-
tage um bis zu 5 % ist. Diese auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gegründete 
Ermächtigung erlaubt die rasche Durchführung einer Barkapitaler-
höhung zu einem den aktuellen Marktbedingungen möglichst nahe-
kommenden Ausgabebetrag. Bei der Ausnutzung der Ermächtigung 
wird der Vorstand den Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig  

bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vor-
herrschenden Marktbedingungen möglich ist. Durch die Ausgabe 
der Aktien in enger Anlehnung an den Börsenpreis werden auch die 
Belange der Aktionäre gewahrt. Denn aufgrund des Umstands, dass 
die Platzierung ohne gesetzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Fest-
setzung des Ausgabebetrags erfolgen kann, muss bei der Fest setzung 
nicht das Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist be-
rücksichtigt werden. Die Begrenzung auf einen anteiligen Betrag am 
Grundkapital von maximal 10 % ermöglicht den Aktionären, durch 
Nachkauf über die Börse gegebenenfalls ihre bisherige Anteilsquote 
aufrechtzuerhalten.

Weiter kann das Bezugsrecht vom Vorstand bei einer Kapitaler-
höhung gegen Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Erwerbs 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Un-
ternehmen ausgeschlossen werden. Im Falle des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
müssen diese im Rahmen des Unternehmensgegenstands der Ge-
sellschaft liegen. Diese Ermächtigung soll den Vorstand insbeson-
dere in die Lage versetzen, ohne Beanspruchung der Börse eigene 
Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um in geeigneten 
Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile, Beteili gungen an 
Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände gegen Über-
lassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Der Er-
werb eines Unternehmens oder einer Unternehmensbeteiligung 
erfordert in der Regel eine rasche Entscheidung. Durch die vorge-
sehene Ermächtigung wird dem Vorstand die Möglichkeit gegeben, 
bei entsprechend sich bietenden Gelegenheiten zur Akquisition 
rasch und flexibel auf vorteilhafte Angebote reagieren zu können. 
Dasselbe gilt im Hinblick auf die Einbringung von Forderungen oder 
anderen Wirtschaftsgütern. Es kommt bei einem Bezugsrechtsaus-
schluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote 
und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. 
Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen gegen Gewährung von Aktien 
nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre 
verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar.



FinTech Group AG  Ordentliche Hauptversammlung 2018 3130

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten 
der Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesellschaft ausgegebenen 
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. 
-pflichten dient dem Zweck, im Falle einer Ausnutzung dieser Er-
mächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend 
den sogenannten Verwässerungsklauseln der Options- bzw. Wand-
lungsbedingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den 
Inhabern bzw. Gläubigern der Schuldverschreibungen mit Options- 
oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht in dem Um-
fang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Ausübung des 
Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- 
oder Wandlungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält 
der Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2018 unter sorgfältiger Abwägung der Interessen zwischen 
beiden Alternativen zu wählen. Bei Abwägung aller genannten Um-
stände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugs-
rechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch 
unter Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden Ver-
wässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für angemessen.

Der Vorstand wird im Einzelfall besonders sorgfältig prüfen, ob der 
Einsatz der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss notwendig 
und für die Gesellschaft von Vorteil ist, bevor er die Zustimmung des 
Aufsichtsrats hierfür einholt.

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2018 berichten.

 
Zu Punkt 7 der Tagesordnung: Bericht des Vorstands an die Haupt-
versammlung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG i. V. m. § 221 Abs. 4 
Satz 2 AktG

Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat am 4. Dezember 2017 
den Vorstand durch Beschluss unter Tagesordnungspunkt 3 ermäch-
tigt, bis zum 3. Dezember 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lau-
tende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen 
„Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im 

Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 40.000.000,00 zu begeben und 
den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wand-
lungs- bzw. Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) für auf den 
Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 
Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 1.300.000,00 
nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebeding-
ungen zu gewähren (die „Ermächtigung 2017“).

Die Ermächtigung 2017 wurde bislang nicht ausgenutzt. Ebenso 
wurde die von der ordentlichen Hauptversammlung am 27. Juni 
2013 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten bis-
lang nicht genutzt. Letztere lief am 26. Juni 2018 aus. Da im ver-
gangenen Jahr noch kein Spielraum für eine betragsmäßig sinnvolle 
höhere Ermächtigung bestand, soll die Ermächtigung 2017 und das 
zugehörige Bedingte Kapital 2017 nunmehr aufgestockt werden.

Die Begebung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) kann zusätzlich 
zu den klassischen Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapitalauf-
nahme die Möglichkeit bieten, je nach Marktlage attraktive Finanzie-
rungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Der Rahmen soll auf 
einen Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen von maximal 
EUR 175.000.000,00 und eine Berechtigung zum Bezug von bis zu 
maximal 3.500.000 auf den Namen lautende Stückaktien der Gesell-
schaft begrenzt werden.

Die Emission von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital zu attraktiven Konditio-
nen, das bei Fälligkeit unter Umständen in Eigenkapital umgewan-
delt wird und so der Gesellschaft erhalten werden kann. Die ferner 
vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von Wandel- und/
oder Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu begründen, erwei-
tert den Spielraum für die Ausgestaltung dieses Finanzierungsins-
truments. Die Ermächtigung gibt der Gesellschaft die erforderliche 
Flexibilität, die Schuldverschreibungen selbst oder über unter der 
Leitung der Gesellschaft stehende Konzernunternehmen („Konzern-
unternehmen“) zu platzieren. Die Ermächtigung legt die Grundlagen 
für die Bestimmung des Wandlungs- bzw. Optionspreises fest.
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Zur Bedienung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte aus die-
sen Schuldverschreibungen soll das Bedingte Kapital 2017 ange-
passt werden. Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu 
gewähren. Bei einer Platzierung über Konzernunternehmen muss 
die Gesellschaft ebenfalls sicherstellen, dass den Aktionären der 
Gesellschaft das gesetzliche Bezugsrecht gewährt wird. Um die Ab-
wicklung zu erleichtern, ist die Möglichkeit vorgesehen, die Schuld-
verschreibungen an ein oder mehrere Kreditinstitute mit der Ver-
pflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen 
entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht insoweit auszuschließen, als sich die 
Ausgabe von Aktien aufgrund von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
oder Wandlungspflichten auf bis zu zehn Prozent des Grundkapi-
tals der Gesellschaft beschränkt. Auf diese Beschränkung auf zehn 
Prozent des Grundkapitals ist eine anderweitige Ausgabe von Ak-
tien gegen Bareinlage oder eine Ausgabe von Wandlungs- und/oder 
Optionsrechten anzurechnen, soweit diese unter Ausnutzung einer 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung erfolgt. 
Anzurechnen ist außerdem das Grundkapital, das auf erworbene ei-
gene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 
Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG veräußert werden. Durch diese Anrechnungen wird sicherge-
stellt, dass keine Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
ausgegeben werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt 
für mehr als zehn Prozent des Grundkapitals das Bezugsrecht der Ak-
tionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG durch den Vorstand ausgeschlossen wird. Diese weiter-
gehende Beschränkung liegt im Interesse der Aktionäre, die bei ent-
sprechenden Kapitalmaßnahmen ihre Beteiligungsquote möglichst 
aufrechterhalten wollen.

Durch diese Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts erhält 
die Gesellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen 
kurzfristig wahrzunehmen und durch eine marktnahe Festsetzung 
der Konditionen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zins-

satz und Ausgabepreis der Schuldverschreibung zu erreichen. Maß-
geblich hierfür ist, dass im Gegensatz zu einer Emission von Schuld-
verschreibungen mit Bezugsrecht der Ausgabepreis erst unmittelbar 
vor der Platzierung festgesetzt werden kann, wodurch ein erhöhtes 
Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist vermieden 
werden kann. Bei Gewährung eines Bezugsrechts muss dagegen der 
Bezugspreis bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist veröffentlicht 
werden. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den 
Aktienmärkten besteht damit ein Marktrisiko über mehrere Tage, 
welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Anleihe-
konditionen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch ist 
bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über 
seine Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet 
bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden.

Indem der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen nicht wesent-
lich unter ihrem nach anerkannten finanzmathematischen Metho-
den ermittelten rechnerischen Marktwert festgelegt wird, soll dem 
Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes Rechnung getragen werden. Anderenfalls hätte näm-
lich das Bezugsrecht einen Wert von nahe Null. So ist der Schutz der 
Aktionäre vor einer wirtschaftlichen Verwässerung ihres Anteilsbe-
sitzes gewährleistet und den Aktionären entsteht kein wesentlicher 
wirtschaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss. Ak-
tionäre, die ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft aufrecht-
erhalten möchten, können dies durch einen Zukauf über den Markt 
zu annähernd gleichen Konditionen erreichen.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen. Sol-
che Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen 
Emissions volumens und der Darstellung eines praktikablen Bezugs-
verhältnisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzen-
beträge erleichtert in diesen Fällen die Abwicklung der Kapital-
maßnahme. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
freien Spitzen werden entweder durch Verkauf über die Börse oder 
in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Durch 
die Beschränkung auf Spitzenbeträge erleiden die Aktionäre keine 
nennenswerte Verwässerung.
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Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen, um den Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- und/oder 
Optionsrechten oder auch von mit Wandlungspflichten ausgestatte-
ten Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang 
einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Op-
tionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen 
würde. Dadurch wird eine wirtschaftliche Schlechterstellung der 
Inhaber/Gläubiger von Wandlungs- und/oder Optionsrechten (auch 
mit Wandlungspflicht) vermieden; ihnen wird ein Verwässerungs-
schutz gewährt, der der Kapitalmarktpraxis entspricht, die Platzie-
rung der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibung erleichtert 
und der Gesellschaft einen höheren Mittelzufluss ermöglicht, weil 
der Wandlungs- bzw. Optionspreis in diesen Fällen nicht ermäßigt 
oder ein anderweitiger Verwässerungsschutz gewährt zu werden 
braucht. Die Belastung der bisherigen Aktionäre erschöpft sich darin, 
dass den Inhabern/Gläubigern von Wandlungs- und/oder Options-
rechten (auch mit Wandlungspflicht) ein Bezugsrecht gewährt wird, 
das ihnen ohne hin zustünde, wenn sie ihre Wandlungs- und/oder Op-
tionsrechte bereits ausgeübt oder ihre Pflicht zur Wandlung bereits 
erfüllt hätten. In der Abwägung der Vor- und Nachteile erscheint der 
Bezugsrechtsausschluss in diesem Fall daher sachgerecht.

In den Anleihebedingungen kann – zur Erhöhung der Flexibilität – 
vorgesehen werden, dass die Gesellschaft einem Wandlungs- bzw. 
Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern 
den Gegenwert in Geld zahlt. Das vorgesehene bedingte Kapital 
dient dazu, die mit den Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen verbundenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte zu bedienen 
oder Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft zu erfüllen, 
soweit dafür nicht eigene Aktien eingesetzt werden.

Zu Punkt 8 der Tagesordnung: Bericht des Vorstands an die Haupt-
versammlung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG i. V. m. § 221 Abs. 4 
Satz 2 AktG

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der am 7. August 2018 statt-
findenden ordentlichen Hauptversammlung unter Tagesordnungs-
punkt 8 vor, eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/
oder Optionsanleihen, Genussrechten und/ oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen 
Schuldverschreibungen) zu erteilen. Die Ausgabe von Schuldver-
schreibungen nach der neuen Ermächtigung soll in bestimmten 
Fällen unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgen können. Der Vor-
stand erstattet daher gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG i. V. m. § 221 
Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugs-
rechts wie folgt Bericht:

Die derzeit geltende Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/Op-
tionsschuldverschreibungen vom 27. Juni 2013 lief am 26. Juni 
2018 aus. Die neue Ermächtigung soll der FinTech Group AG weiter-
hin erweiterten Spielraum bei der Finanzierung ihrer Aktivitäten ein-
räumen und es der Verwaltung insbesondere ermöglichen, schnell 
und flexibel auf günstige Kapitalmarktbedingungen zu reagieren.

Nach dem Beschlussvorschlag zu Tagesordnungspunkt 8 wird der 
Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum  
6. August 2023 einmalig oder mehrmals Schuldverschreibungen 
im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 180.000.000,00 auszugeben. 
Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf 
Schuldverschreibungen zu, die mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten verbunden sind (§ 221 Abs. 
4 AktG i. V. m. § 186 Abs. 1 AktG). Um die Abwicklung zu erleich-
tern, soll von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden können, die 
Schuldverschreibungen an ein oder mehrere Kreditinstitute bzw. Un-
ternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflich-
tung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen ent-
sprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).
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Unter den nachfolgend genannten Voraussetzungen ist der Vorstand 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen:

a) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre vollständig auszuschließen, soweit 
die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Geldzahlung zu 
einem Ausgabepreis erfolgt, der den Marktwert dieser Schuld-
verschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch er-
hält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen 
sehr kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine markt-
nahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen für die 
Schuldverschreibungen zu erreichen. Eine derartige marktnahe 
Konditionenfestsetzung und reibungslose Platzierung wäre bei 
Wahrung des Bezugsrechts nicht möglich. Gemäß § 186 Abs. 2 
Satz 2 AktG ist der Bezugspreis (und damit die Konditionen der 
Schuldverschreibungen) mindestens drei Tage vor Ablauf der Be-
zugsfrist zu veröffentlichen. Es bestünde dann das Risiko, dass 
sich die Marktkonditionen in diesem Zeitraum ändern und daher 
die Konditionen der Schuldverschreibungen nicht mehr marktge-
recht sind. Diesem Risiko müsste dadurch begegnet werden, dass 
zur Sicherheit Abschläge etwa auf die Verzinsung oder den Aus-
gabepreis der Schuldverschreibungen vorgenommen werden. Die 
Schuldverschreibungen würden daher letztlich nicht zu optimalen 
Marktkonditionen platziert werden. Auch ist bei Gewährung eines 
Bezugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung (Bezugs-
verhalten) die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. 
mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann 
bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der  
Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünsti-
ge Marktverhältnisse reagieren.

Für den hiermit vorgesehenen Fall des Ausschlusses des Bezugs-
rechts bei Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Geldzah-
lung gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die Bestimmung des  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß.

Danach kann von dieser Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
nur für Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrech-
ten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten auf Aktien mit einem 

anteiligen Betrag des Grundkapitals von maximal 10 % Gebrauch 
gemacht werden. Maßgeblich ist dabei der Betrag des Grundka-
pitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 
und – falls dieser Betrag niedriger ist – zum Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze 
wird das Grundkapital angerechnet, das auf neue Aktien entfällt, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz  
4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Dies betrifft sowohl 
die Aktien, die aus einem genehmigten Kapital unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß § 203 Abs. 1 AktG i. V. m.  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, als auch solche ei-
gene Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf-
grund einer Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre veräußert werden.

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich im Falle der Ausgabe von 
Aktien unter Bezugsrechtsausschluss nach dieser Vorschrift, dass 
der Ausgabepreis der Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich un-
terschreiten darf. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass eine 
nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Ak-
tien nicht eintritt und die Aktionäre die Möglichkeit haben, ihren 
Anteil am Grundkapital der Gesellschaft durch Zukäufe von Aktien 
über die Börse zu annähernd gleichen Konditionen aufrechtzuer-
halten. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechts-
freien Ausgabe von Schuldverschreibungen eintritt, kann ermit-
telt werden, indem der hypothetische Börsenpreis (Marktwert) 
der Schuldverschreibungen nach anerkannten, insbesondere 
finanzmathematischen Methoden errechnet und mit dem Ausga-
bepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung des 
Vorstands dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem hy-
pothetischen Börsenpreis (Marktwert) zum Zeitpunkt der Ausgabe 
der Schuldverschreibungen, würde der rechnerische Marktwert 
eines Bezugsrechts auf beinahe Null sinken. Da den Aktionären 
dann durch den Bezugsrechtsausschluss wegen des nur unwe-
sentlichen Abschlags kein nennenswerter wirtschaftlicher Nach-
teil entstehen kann, ist nach dem Sinn und Zweck der Regelung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss zulässig.
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Unabhängig von dieser Prüfung durch den Vorstand ist eine markt-
gerechte Konditionenfestsetzung und damit die Vermeidung ei-
ner nennenswerten Wertverwässerung im Falle der Durchführung 
eines Bookbuilding-Verfahrens gewährleistet. Bei diesem Verfah-
ren werden die Konditionen der Schuldverschreibungen auf der 
Grundlage der von Investoren abgegebenen Kaufanträge festge-
legt und so der Gesamtwert der Schuldverschreibung marktnah 
bestimmt.

b) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, das Bezugsrecht der Ak-
tionäre auszuschließen, wenn die Schuldverschreibungen gegen 
Sachleistung ausgegeben werden sollen. Dadurch soll die Gesell-
schaft im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte ge-
stärkt werden und es soll ihr ermöglicht werden, bei sich bieten-
den Gelegenheiten schnell und flexibel reagieren zu können. Die 
Nutzung dieser Ermächtigung kann auch zur Erreichung einer op-
timalen Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. Durch die Ermächti-
gung hat die Gesellschaft die Möglichkeit, Schuldverschrei bungen 
Dritten im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 
zum Zweck des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sons-
tigen Vermögensgegenständen oder von Ansprüchen auf den 
Erwerb von Vermögensgegenständen oder von Forderungen ge-
gen die Gesellschaft anbieten zu können. Die Ermächtigung soll 
ferner die Möglichkeit bieten, den Inhabern von verbrieften oder 
unverbrieften Geldforderungen anstelle der Geldzahlung Schuld-
verschreibungen zu gewähren, etwa, wenn sich die Gesellschaft 
bei Erwerb eines Unternehmens zunächst zur Zahlung eines Geld-
betrags verpflichtet hat und im Nachhinein anstelle von Geld 
Schuldverschreibungen gewährt werden sollen.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er 
von der Ermächtigung zur Begebung von Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Op-
tionspflichten gegen Sacheinlagen mit Bezugsrechtsausschluss 
Gebrauch machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn dies im 
Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Der 
Gesellschaft erwächst daraus kein Nachteil, denn die Ausgabe 
der Schuldverschreibungen gegen Sacheinlage setzt voraus, dass 
der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zum 

Wert der dafür ausgegebenen neuen Schuldverschreibungen 
steht. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Werts der als 
Gegenleistung hingegebenen Schuldverschreibungen in der Re-
gel an dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen, 
abgeleitet von dem Börsenkurs der Aktien der FinTech Group AG, 
oder dem durch ein anerkanntes marktorientiertes Verfahren er-
mittelten Marktwert der Schuldverschreibungen orientieren.

c) Weiterhin ist der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der 
Inhaber von bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten bzw. von Optionsscheinen mit Rücksicht auf den Ver-
wässerungsschutz möglich, der diesen nach den Bedingungen der 
Schuldverschreibungen in aller Regel zusteht. Dieser Verwässe-
rungsschutz sieht zur Erleichterung der Platzierung meist neben 
der Möglichkeit zur Ermäßigung des Wandlungs- oder Options-
preises vor, dass den Inhabern oder Gläubigern der Schuldver-
schreibungen bzw. Optionsscheine auch bei einer nachfolgenden 
Ausgabe weiterer Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf 
neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es den Aktionären zu-
steht. Sie werden damit so gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. 
Eine solche Gewährung eines Bezugsrechts bietet die Möglichkeit, 
zu verhindern, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis früher aus-
gegebener Schuldverschreibungen bzw. Optionsscheine ermäßigt 
werden muss. Dies gewährleistet einen höheren Ausgabepreis der 
Aktien, die bei Durchführung der Wandlung oder Ausübung der 
Option ausgegeben werden.

Um den Inhabern von zuvor ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen Bezugsrechte als Verwässerungsschutz einräumen zu 
können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf die hierzu ver-
wendeten neuen Schuldverschreibungen ausgeschlossen werden.

d) Schließlich ist eine Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts für Spitzenbeträge vorgesehen. Diese dient dazu, dass im 
Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Emission ein praktikables 
Bezugsverhältnis dargestellt werden kann. Ohne den Ausschluss 
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge würden insbesondere bei 
der Emission von Schuldverschreibungen mit runden Beträgen die 
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technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung 
des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Schuldverschrei-
bungen werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in 
sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder Gewinn-
schuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. 
keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine 
Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Ver-
zinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des 
Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist erfor-
derlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrech-
te oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Aus-
gabe aktuellen Marktkonditionen entsprechen. Wenn die genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem Ausschluss des 
Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrech-
te bzw. Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte 
begründen und auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am 
Gewinn der Gesellschaft gewähren, mithin also keine Stellung ver-
mitteln, die der eines Aktionärs vergleichbar wäre.

Konkrete Pläne für die Ausübung der Ermächtigung zur Ausgabe 
von Schuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Entsprechende 
Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
sind national und international üblich. Der Vorstand wird in jedem 
Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausübung der Ermächtigung und ins-
besondere ein Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre liegen. 

Im Falle der Ausübung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der 
Vorstand in der nächsten Hauptversammlung darüber berichten.

Ausliegende Unterlagen zur Tagesordnung

Von der Einberufung der Hauptversammlung an liegen in den  
Geschäftsräumen der FinTech Group AG im Rotfeder-Ring 7, 60327 
Frankfurt am Main zur Einsichtnahme der Aktionäre aus:

Zu Tagesordnungspunkt 1:

· der festgestellte Jahresabschluss und der Lagebericht für das Ge-
schäftsjahr 2017, der gebilligte Konzernabschluss und der Kon-
zernlagebericht für das Geschäftsjahr 2017 sowie der Bericht des 
Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2017

Zu Tagesordnungspunkt 5:

· Bericht an die Hauptversammlung über die teilweise Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2017

· Bericht an die Hauptversammlung gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 
Abs. 1, 2 AktG

Zu Tagesordnungspunkt 7:

· Vollständiger Wortlaut der Beschlussfassung zu Tagesordnungs-
punkt 3 der Hauptversammlung vom 4. Dezember 2017 über die 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-  und/oder Optionsschuld-
verschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts nebst 
gleichzeitiger Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2017 und 
entsprechender Satzungsänderung

· Bericht an die Hauptversammlung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
i. V. m. § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 7

Zu Tagesordnungspunkt 8:

· Bericht an die Hauptversammlung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
i. V. m. § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 8
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Die vorstehend genannten Unterlagen werden auch in der ordentli-
chen Hauptversammlung zur Einsichtnahme der Aktionäre ausliegen. 
Abschriften dieser Unterlagen werden jedem Aktionär auf Verlangen 
unverzüglich und kostenlos übersandt. Anforderungen sind an die

FinTech Group AG 
Rotfeder-Ring 5 
60327 Frankfurt am Main 
Deutschland 
Telefax: +49 (0) 69 45000 11 099 
E-Mail ir@fintechgroup.de

zu richten. 

Adressen für die Anmeldung zur Hauptversammlung und eventuelle 
Gegenanträge

Anmeldungen zur Hauptversammlung sind an folgende Adresse zu 
senden:

FinTech Group AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89 889 690 633 
E-Mail: fintechgroup@better-orange.de

Eventuelle Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge sind an folgende  
Adresse zu senden:

Vorstand der FinTech Group AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89 889 690 666 
E-Mail: antraege@better-orange.de

Teilnahme an der Hauptversammlung

Nach § 121 Abs. 3 AktG sind nicht-börsennotierte Gesellschaften in 
der Einberufung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz der Gesell-
schaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung und der Tagesordnung 
sowie der oben genannten Adressen verpflichtet.

Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um den Aktionären der 
FinTech Group AG die Teilnahme an der Hauptversammlung zu er-
leichtern.

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts in der Hauptversammlung sind gemäß § 16 der Satzung 
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister der Gesell-
schaft eingetragen sind und sich rechtzeitig zur Hauptversammlung 
angemeldet haben. Die Anmeldung muss in Textform in deutscher 
oder englischer Sprache verfasst sein und der Gesellschaft bis spä-
testens zum Ablauf des 31. Juli 2018, 24:00 Uhr unter der oben ge-
nannten Adresse zugehen.

Nach Eingang der Anmeldung werden den Aktionären Eintrittskar-
ten für die Hauptversammlung übersandt. Wir bitten die Aktionäre, 
frühzeitig für die Anmeldung bei der Gesellschaft Sorge zu tragen. 

Stimmrechtsvertretung

Die Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen 
wollen, können ihr Stimmrecht unter entsprechender Vollmacht-
erteilung durch einen Bevollmächtigten, auch durch ein Kreditinsti-
tut oder eine Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Be-
vollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen grundsätzlich 
der Textform.

Ausnahmen vom Textformerfordernis können für Kreditinstitute, 
Aktionärsvereinigungen oder diesen gleichgestellte Personen oder 
Institutionen bestehen, vgl. § 135 AktG, § 125 Abs. 5 AktG. Bitte 
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stimmen Sie sich daher, wenn Sie ein Kreditinstitut, eine Aktionärs-
vereinigung oder eine diesen gleichgestellte Person oder Institu-
tion bevollmächtigen wollen, mit diesem/dieser über eine mögliche 
Form der Vollmacht ab.

Die Bevollmächtigung kann nachgewiesen werden durch Vorweisen 
der Vollmacht bei der Einlasskontrolle am Tag der Hauptversamm-
lung oder durch die vorherige Übermittlung des Nachweises per Post 
oder Telefax an die oben genannte Anmeldeadresse bzw. die folgen-
de Telefaxnummer sowie durch Übersendung des Nachweises der 
Bevollmächtigung oder der Bevollmächtigung selbst an die folgende 
E-Mail-Adresse:

Telefax: +49 (0)89 889 690 633 
E-Mail: fintechgroup@better-orange.de

Als besonderen Service bieten wir unseren Aktionären wie schon in 
den Vorjahren an, von der Gesellschaft benannte, weisungsgebun-
dene Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu 
bevollmächtigen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der 
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedür-
fen der Textform.

Soweit von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevoll-
mächtigt werden, müssen diesen in jedem Fall Weisungen für die 
Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter 
sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Damit der Stimm-
rechtsvertreter die überlassenen Vollmachten und Weisungen in der 
Hauptversammlung ausüben kann, müssen ihm diese rechtzeitig, 
spätestens bis zum Ablauf des 6. August 2018, 24:00 Uhr, vorliegen.

Die Aktionäre, die einem Vertreter oder den von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen möchten, 
müssen sich ebenfalls rechtzeitig zur Hauptversammlung anmelden.

Aktionäre, die einen Vertreter oder den von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen möchten, werden gebe-
ten, zur Erteilung der Vollmacht das Formular zu verwenden, das 
die Gesellschaft hierfür bereithält. Auf der Rückseite der Eintritts-
karten ist die Möglichkeit zur Vollmachtserteilung sowie zur Unter-

bevollmächtigung gegeben. Des Weiteren steht den Aktionären ein 
Formular zur Vollmachtserteilung auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter https://www.fintechgroup.com/de unter „Investor Re-
lations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlungen“ zum Download 
zur Verfügung und kann bei der Gesellschaft kostenlos angefordert 
werden. Weitere Informationen zur Stimmrechtsvertretung erhalten 
die Ak tionäre zusammen mit der Einladung zur Hauptversammlung. 

Gegenanträge von Aktionären

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen einen Vor-
schlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung gemäß § 126 AktG machen. Anträge von 
Aktionären zur Tagesordnung sind ausschließlich an die vorgenann-
te Adresse für Gegenanträge zu richten. Anders adressierte Anträge 
werden nicht berücksichtigt.

Anträge von Aktionären zur Tagesordnung, die bis zum Ablauf des 
23. Juli 2018, 24:00 Uhr bei der Gesellschaft eingehen und die 
die weiteren Voraussetzungen für eine Pflicht der Gesellschaft 
zur Zugänglichmachung nach § 126 AktG erfüllen, werden ein-
schließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unter der Inter-
netadresse https://www.fintechgroup.com/de unter „Investor Re-
lations“ in dem Unterpunkt „Hauptversamm lungen“ veröffentlicht. 

Informationen für Aktionäre zum Datenschutz im Hinblick auf die 
Datenerhebung für Zwecke der Hauptversammlung

Die FinTech Group AG verarbeitet im Zusammenhang mit der Haupt-
versammlung als Verantwortliche im Sinne des Datenschutzrechts 
personenbezogene Daten (insbesondere Name, Geburtsdatum, Ad-
resse und weitere Kontaktdaten des Aktionärs, Aktienanzahl, Besitz-
art der Aktie sowie gegebenenfalls Name und Adresse des vom jewei-
ligen Aktionär bevollmächtigten Aktionärsvertreters) auf Grundlage 
der geltenden Datenschutzbestimmungen. Neben personenbezo-
genen Daten der Aktionäre, die im Aktienregister der Gesellschaft 
gespeichert sind, verarbeitet die Gesellschaft hierbei Daten, die von 
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den Aktionären im Rahmen der Anmeldung zur Hauptversammlung 
angegeben oder für die Aktionäre aus diesem Anlass von ihren depot-
führenden Banken an die Gesellschaft übermittelt werden.

Die Gesellschaft als Verantwortliche im Sinne der Datenschutzbe-
stimmungen ist erreichbar unter

FinTech Group AG 
Rotfeder-Ring 5 
60327 Frankfurt am Main 
Deutschland 
Telefax: +49 (0) 69 45000 11 099 
E-Mail ir@fintechgroup.de

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Zusammenhang 
mit der Hauptversammlung erfolgt zu dem Zweck, die Anmeldung 
und Teilnahme der Aktionäre an der Hauptversammlung (z.B. Prü-
fung der Teilnahmeberechtigung) abzuwickeln und den Aktionären 
die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung (ein-
schließlich Erteilung und Widerruf von Vollmachten und Weisungen) 
zu ermöglichen.

Dienstleister der Gesellschaft, welche zum Zwecke der Durchführung 
der Hauptversammlung beauftragt werden, erhalten von der Gesell-
schaft nur solche personenbezogenen Daten, welche für die Ausfüh-
rung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind und verarbei-
ten die Daten ausschließlich nach Weisung der Gesellschaft. 

Sofern ein Aktionär verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, wird die Gesellschaft diese Gegenstände unter An-
gabe des Namens des Aktionärs bei Vorliegen der Voraussetzungen 
gemäß den aktienrechtlichen Vorschriften bekannt machen. Ebenso 
wird die Gesellschaft Gegenanträge von Aktionären bei Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß den aktienrechtlichen Vorschriften unter 
Angabe des Namens des Aktionärs auf der Internetseite der Gesell-
schaft zugänglich machen.

Nehmen Sie an der Hauptversammlung teil, sind wir nach § 129  
Abs. 1 Satz 2 AktG verpflichtet, Sie unter Angabe des Namens, des 
Wohnorts, der Aktienanzahl und der Besitzart in das Teilnehmerver-

zeichnis einzutragen. Diese Daten können von anderen Aktionären 
und Hauptversammlungsteilnehmern während der Versammlung und 
von Aktionären bis zu zwei Jahre danach eingesehen werden (§ 129 
Abs. 4 AktG). Da die Erhebung und Verarbeitung der Daten der Aktio-
näre und Aktionärsvertreter gesetzlich vorgeschrieben ist, kann und 
darf die FinTech Group AG eine Teilnahme an der Hauptversammlung 
ohne Bereitstellung der Daten nicht ermöglichen.

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Da-
ten ist Art. 6 Abs. 1 lit. c) der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 
in Verbindung mit §§ 67, 118 ff. AktG. Für die im Zusammenhang mit 
Hauptversammlungen erfassten Daten beträgt die Speicherdauer re-
gelmäßig bis zu drei Jahre.

Aktionäre und Aktionärsvertreter können von der Gesellschaft unter 
der vorgenannten Adresse Auskunft über ihre personenbezogenen 
Daten, Berichtigung ihrer personenbezogenen Daten, Löschung ihrer 
personenbezogenen Daten sowie Einschränkung der Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Einem Verlangen nach 
Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung können ggf. gesetz-
liche Pflichten der Gesellschaft entgegenstehen. Mit Beschwerden 
im Hinblick auf die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten  
können sich Aktionäre und Aktionärsvertreter an den Datenschutzbe-
auftragten der Gesellschaft wenden:

FinTech Group AG 
Rotfeder-Ring 5 
60327 Frankfurt am Main 
Deutschland 
E-Mail datenschutz@fintechgroup.de

Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei der zuständigen Da-
tenschutzaufsichtsbehörde nach Art. 77 DSGVO.

Frankfurt am Main, im Juni 2018

Der Vorstand
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